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12. September 1931. 1 M = 0 


Auf Grund der vorſtehenden Verordnungen wird folgendes verordnet: 


Erſter Teil. 
Anderungen von Beſoldungsgeſetzen. 
Kapitel J. 
Preußiſches Beſoldungsgeſetz. 
8 1. 
Das Geſetz über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches Bejoldungs- 
gefek) vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) wird wie folgt geändert: 
1. 8 7 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: : 
(2) Die einſchränkende Beſtimmung im Abf. 1 gilt nicht für Geiftliche, die plan- 
mäßige Stellen als ſolche innehaben und Seelſorge ausüben. 
2. Im 5 11 Abſ. 4 b und Abſ. 7 iſt die Zahl „40“ zu erſetzen durch die Zahl „307%. 
3. § 17 Abſ. 3 wird geſtrichen. 
4. Die Anlage 1 zum Preußiſchen Beſoldungsgeſetz (Beſoldungsordnung für die planmäßigen 
unmittelbaren Staatsbeamten) wird wie folgt geändert: 


A. Im Abſchnitt „A. Auſſteigende Gehälter mit ſeſten Grundgehaltsſätzen“. 

1. Die in der Beſoldungsgruppe 10 aufgeführten Oberregierungsräte (Oberfinanzrat, Ober— 
juſtizrat) als Verwaltungsdirektor und als Miniſterialverwaltungsdirektoren werden in die 
Beſoldungsgruppe 2 b mit 1200 N. , ruhegehaltsfähiger Zulage verſetzt. Die am 30. September 
1931 vorhandenen Inhaber der Stellen behalten die Bezüge der Beſoldungsgruppe 1 e. 

2. Die Beſoldungsgruppe 1 d wird geſtrichen. Von den in dieſer Beſoldungsgruppe auf 
geführten Beamten werden . 

die Staatsarchivdirektoren in Hannover, Marburg, Breslau, 
die Direktoren der Univerſitätsbibliotheken in Berlin, Breslau, Göttingen, Bonn, 
der Direktor des Akademiſchen Auskunftsamts bei der Univerſität Berlin, 
die Abteilungsdirektoren der Muſik⸗, Orient- und Handſchriftenabteilung bei der Preußiſchen 
Staatsbibliothek in Berlin, 
der Direktor und Profeſſor des Meteorologiſch-Magnetiſchen Obſervatoriums bei Potsdam, 
der Direktor des Landesmuſeums in Kaſſel, 
der Erſte Ständige Sekretär und Profeſſor bei der Akademie der Künſte in Berlin und 
die Direktoren bei der Auskunftſtelle für Schulweſen und bei der Hauptſtelle für den natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Unterricht in Berlin 
in die Beſoldungsgruppe 2 a, die Oberſtudiendirektoren und Oberſtudiendirektorinnen, Studien⸗ 
direktoren und Studiendirektorinnen an beſonders bedeutungsvollen Schulen als Oberftudien- 
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direktoren, Oberſtudiendirektorinnen, Studiendirektoren und Studiendirektorinnen in die Be⸗ 
ſoldungsgruppe 2 b mit 1200 77 ال‎ ruhegehaltsfähiger Zulage verſetzt. 


3. Die Fußnoten zur Beſoldungsgruppe 2 b erhalten folgende Faſſung: 
) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 11 erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß III. 
?) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 800 RM jährlich. 
) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 400 %. / jährlich. 
) Die nichtvollbeſoldeten Veterinärräte und die nichtvollbeſoldeten Medizinalräte erhalten 
75 vom Hundert der Grundgehaltsſätze der vollbeſoldeten Veterinärräte und der vollbeſoldeten 
Medizinalräte. 
°) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 1200 / jährlich. 
°) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 600 RA jährlich. 
4. Die Beſoldungsgruppe 2 b wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſchnitt Forſtverwaltung iſt 
ſtatt: Oberförſter 
(außerdem für Oberförſter als Direktoren der Forſtſchulen in RER Stein⸗ 
buſch und Spangenberg ſowie als forſttechniſcher Beirat beim Regierungs—⸗ 
präſidenten in Sigmaringen eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 600 77 
jährlich) 
zu ſetzen: Oberförſter 5 
(außerdem für Oberförſter als Direktoren der Forſtſchulen in Hachenburg, Stein⸗ 
buſch und Spangenberg ſowie als forſttechniſcher Beirat beim Regierungs— 
präſidenten in ane eine ruhegehaltsfähige Zulage von je 400 AM 
jährlich). 


b) Im Abſchnitt Geſtüt verwaltung iſt 
ſtatt: Landſtallmeiſter (bisher zum Teil Oberſtallmeiſter) ?) 
zu ſetzen: Landſtallmeiſter (bisher zum Teil Oberſtallmeiſter) “). 


e) Im Abſchnitt Finanzminiſterium iſt 
ſtatt: 
Direktor der Hauptbuchhalterei ). 
Direktor der Generalſtaatskaſſe ?) 
zu ſetzen: 
Direktor der Hauptbuchhalterei °). 
Direktor der Generalſtaatskaſſe “). 


d) Im Abſchnitt Handels- und Gewerbe verwaltung iſt 
ſtatt: : 

Oberſeefahrtſchuldirektor in Altona ). 

Seefahrtſchuldirektoren “). 

Oberſtudiendirektoren und Studiendirektoren bei den Baugewerkſchulen ſowie bei 
der Tiefbauſchule in Rendsburg), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 d. 
Oberſtudiendirektoren und Studiendirektoren bei den Maſchinenbauſchulen, den 
höheren Maſchinenbauſchulen, der höheren Maſchinenbau- und Schiffs- 

ingenieur- und Seemaſchiniſtenſchule in Stettin, der höheren Schiff- und 
Maſchinenbauſchule in Kiel, den Maſchinenbau- und Hüttenſchulen in Oleic 
witz und Duisburg ), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 d. 
Oberſtudiendirektoren bei der Zeichenakademie in Hanau und êi Der Kunſt⸗ 
gewerbe- und Gewerblichen Zeichenſchule in Kaſſel ?). 
Studiendirektoren bei den Keramiſchen Fachſchulen ?). 
Fachſchuldirektoren bei den Fachſchulen für Metallinduſtrie 2 
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Direktorinnen bei den Handels- und Gewerbeſchulen für Mädchen in Potsdam 
und Rheydt °). 

Studiendirektoren bei den Fachſchulen für Wirtſchaft und Verwaltung in Berlin 
und Düſſeldorf ). 

Oberſtudienräte an beſonders bedeutungsvollen Schulen ?). 

Oberſtudienräte ) und Studienräte an den Baugewerkſchulen, an der Tiefbau⸗ 
ſchule in Rendsburg, an den Maſchinenbauſchulen, an den Fachſchulen für 
Metallinduſtrie, an den Schiffsingenieur- und Seemaſchiniſtenſchulen ſowie an 
den Kunſtgewerbe- und Handwerkerſchulen 

zu ſetzen: 

Oberſeefahrtſchuldirektor in Altona 5). 

Seefahrtſchuldirektoren °). 

Oberſtudiendirektoren und Studiendirektoren bei den Baugewerkſchulen ſowie 
bei der Tiefbauſchule in Rendsburg ). 

Oberſtudiendirektoren und Studiendirektoren bei den Maſchinenbauſchulen, den 
höheren Maſchinenbauſchulen, der höheren Maſchinenbau- und Schiffs⸗ 
ingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchule in Stettin, der höheren Schiff- und 
Maſchinenbauſchule in Kiel, den Maſchinenbau⸗ und Hüttenſchulen in 
Gleiwitz und Duisburg ). 

Oberſtudiendirektoren bei der Zeichenakademie in Hanau, bei der Kunſtgewerbe— 
und Gewerblichen Zeichenſchule in Kaſſel und bei der Kunſt⸗- und Gewerk- 
ſchule in Königsberg i. Pr. “). 

Studiendirektoren bei den Keramiſchen Fachſchulen °). 

Fachſchuldirektoren bei den Fachſchulen für Metallinduſtrie e). 

Direktorinnen bei den Handels- und Gewerbeſchulen für Mädchen in Potsdam 
und Rheydt °). : 

Studiendirektoren bei den Fachſchulen für Wirtſchaft und Verwaltung in Berlin 
und Düſſeldorf °). : 

Oberſtudienräte an Anſtalten mit mehreren Fachgebieten in einer durch den 
Staatshaushaltsplan feſtzuſetzenden Zahle) und Studienräte an den Bau— 
gewerkſchulen, an der Tiefbauſchule in Rendsburg, an den Maſchinenbau⸗ 
ſchulen, an den Fachſchulen für Metallinduſtrie, an den Schiffsingenieur— 
und Seemaſchiniſtenſchulen ſowie an den Kunſtgewerbe- und Sandiverfer- 
ſchulen, 

ferner anzufügen: 
Dozenten und F) Dozentinnen an den Berufspädagogiſchen Inſtituten. 
e) Im Abſchnitt Juſtizverwaltung iſt : : 9 
ſtatt: Oberlandesgerichtsräte als hauptamtliche Mitglieder des Landesprüfungsamts ). 

Oberlandesgerichtsräte 7. 1 

Landgerichtsdirektoren ?) | 

Amtsgerichtsdirektoren ) f 

Oberſtaatsanwälte ), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1b und Ale 

zu ſetzen: 

Oberlandesgerichtsräte als hauptamtliche Mitglieder des Landesprüfungsamts ). 

Oberlandesgerichtsräte ). b 

Landgerichtsdirektoren °) 

Amtsgerichtsdirektoren °) 

„Oberſtaatsanwälte °), ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1 b und A 1e., 
ſtatt: Oberſtrafanſtaltsdirektoren der großen Gefangenanſtalten ?) 
zu ſetzen: Me? N 
Oberſtrafanſtaltsdirektoren der großen Gefangenanſtalten gr 


ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1e. 


ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 1c. 
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f) Im Abſchnitt Miniſterium des Innern iſt 

ſtatt: Regierungs- und Volkswirtſchaftsräte beim Statiſtiſchen Landesamt 
(die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Inhaber der Stellen mit 
den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 12 erhalten für ihre Perſon eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 1200 Ne jährlich und die Amtsbezeichnung 
Oberregierungsrat) 

zu ſetzen: 

Regierungs- und Volkswirtſchaftsräte beim Statiſtiſchen Landesamt 

(die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Inhaber der Stellen mit 
den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 12 erhalten für ihre Perſon eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 800 RM jährlich und die Amtsbezeichnung 
Oberregierungsrat). 


g) Im Abſchnitt Landwirtſchaftliche Verwaltung iſt 
ſtatt: Regierungs- und Bauräte bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde im 
Miniſterium 
(außerdem für Regierungs- und Bauräte als Gruppenleiter eine ruhegehalts— 
fähige Zulage von 600 RM jährlich). 
Landeskulturgerichtsdirektoren ?) 
zu ſetzen: Regierungs- und Bauräte bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde im 
Miniſterium 
(außerdem für Regierungs- und Bauräte als Gruppenleiter eine ruhe— 
gehaltsfähige Zulage von 400 RAM jährlich). 
Landeskulturgerichtsdirektoren °), 
ſtatt: Studienräte, Studienräte und Profeſſoren (bisher Studienräte) bei der Lehr- 
und Forſchungsanſtalt für Wein-, Obſt⸗ und Gartenbau in Geiſenheim 
(außerdem für Studienräte, Studienräte und Profeſſoren als Inſtitutsvor— 
ſteher an Inſtituten mit mehreren wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten eine ruhe— 
gehaltsfähige Zulage von 600 AM jährlich) 
zu ſetzen: Studienräte, Studienräte und Profeſſoren (bisher Studienräte) bei der 
Lehr- und Forſchungsanſtalt für Wein-, Obſt- und Gartenbau in Geiſenheim 
und bei der Lehr- und Forſchungsanſtalt für Gartenbau in Berlin-Dahlem 
(außerdem für Studienräte, Studienräte und Profeſſoren als Inſtitutsvor— 
ſteher an Inſtituten mit mehreren wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten eine ruhe— 
gehaltsfähige Zulage von 400 AM jährlich). 
h) Im Abſchnitt Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks- 
bildung iſt 
ſtatt: Kuſtoden, Kuſtoden und Profeſſoren 
(außerdem für Kuſtoden, Kuſtoden und Profeſſoren als Gruppenleiter eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 600 RM jährlich) 
zu ſetzen: Kuſtoden, Kuſtoden und Profeſſoren 
(außerdem für Kuſtoden, Kuſtoden und Profeſſoren als Gruppenleiter eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 400 , jährlich), 
ſtatt: Ständige Mitglieder und Profeſſoren ſowie Ständige Mitglieder beim 
Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem 
(außerdem für Ständige Mitglieder und Profeſſoren als Gruppenleiter eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 600 AM jährlich). 
Wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren beim Inſtitut für experimentelle 
Therapie in Frankfurt a. M. 
(außerdem für ein wiſſenſchaftliches Mitglied eine ruhegehaltsfähige Zulage 
von 600 RAM jährlich) 
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zu ſetzen: Ständige Mitglieder und Profeſſoren ſowie Ständige Mitglieder beim 
Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem 
(außerdem für Ständige Mitglieder und Profeſſoren als Gruppenleiter eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 400 AM jährlich). 
Wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren beim Inſtitut für experimentelle 
Therapie in Frankfurt a. M. 
(außerdem für ein wiſſenſchaftliches Mitglied eine ruhegehaltsfähige Zulage 
von 400 RA jährlich), 


ſtatt: Kuſtos bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer, zugleich Direktor 
des Muſeums Schloß Monbijou (Hohenzollernmuſeum) 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält 
für feine Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 1200 AM jährlich) 


zu ſetzen: Kuſtos bei der Hauptverwaltung der Staatlichen Schlöſſer, zugleich Direktor 
des Muſeums Schloß Monbijou (Hohenzollernmuſeum) 
(der am 30. September 1927 im Amte geweſene Inhaber der Stelle erhält 
für feine Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 800 RM jqährlich), 


ſtatt: Oberſtudienräte und Oberſtudienrätinnen bei den Provinzialſchulkollegien und 
Oberſtudienräte und 7) Oberſtudienrätinnen bei beſonders bedeutungsvollen 
Schulen . 
Oberſtudiendirektoren und Oberſtudiendirektorinnen ſowie Studiendirektoren 
und Studiendirektorinnen an Vollanſtalten ), ſoweit nicht in Befoldungs- 
gruppe Ald. 
Studiendirektoren und Studiendirektorinnen an Nichtvollanſtalten 2): 
Oberſtudienräte?) und +) Oberjtudienrätinnen °) ſowie Studienräte und 
7) Studienrätinnen 


zu ſetzen: Oberſtudienräte und Oberſtudienrätinnen bei den Provinzialſchulkollegien, 
Oberſtudienräte bei der Auskunftſtelle für Schulweſen und bei der Hauptſtelle 
für naturwiſſenſchaftlichen Unterricht in Berlin 2). : 
Oberſtudiendirektoren und Oberſtudiendirektorinnen ſowie Studiendirektoren 
und Studiendirektorinnen an Vollanſtalten °). 
Studiendirektoren und Studiendirektorinnen an Nichtvollanſtalten °). 
Oberſtudienräte und 7) Oberſtudienrätinnen an großen Doppelanſtalten und 

an Anſtalten mit großen Alumnaten °), 

Studienräte und ) Studienrätinnen, 


ſtatt: Dozenten und f) Dozentinnen bei den Pädagogiſchen Akademien zu einem 
Viertel der geſamten Lehrkräfte. 
Direktoren der Taubſtummenanſtalt in Berlin-Neukölln ſowie der Blinden⸗ 
anſtalt in Berlin-Steglitz?) 


zu ſetzen: Dozenten und f) Dozentinnen bei den Pädagogiſchen Akademien. 
Direktoren der Taubſtummenanſtalt in Berlin-Neukölln ſowie der Blinden⸗ 
anſtalt in Berlin-Steglitz °). 


i) Im Abſchnitt Min iſterium für Volkswohlfahrt iſt 
ſtatt: Medizinalräte als Direktoren von Medizinalunterſuchungsämtern 


(außerdem für den Direktor des Medizinalunterſuchungsamts in Breslau 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 1200 RM jährlich). 


Wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren ſowie wiſſenſchaftliche Mitglieder 
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bei der Staatlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in Berlin und bei der 
Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden- und Lufthygiene in Berlin⸗Dahlem 
(außerdem für wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren bei der Staat⸗ 
lichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt in Berlin und für wiſſenſchaft⸗ 
liche Mitglieder und Profeſſoren bei der Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden⸗ 
und Lufthygiene in Berlin-Dahlem als Gruppenleiter eine ruhegehaltsfähige 
Zulage von 600 Ne jährlich) 
zu ſetzen: Medizinalräte als Direktoren von Medizinalunterſuchungsämtern 
(außerdem für den Direktor des Medizinalunterſuchungsamts in Breslau eine 
ruhegehaltsfsähige Zulage von 800 RAM jährlich). . 
Wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren ſowie wiſſenſchaftliche Mitglieder 
bei der Preußiſchen Landesanſtalt für Lebensmittel-, Arzneimittel- und gericht- 
liche Chemie in Berlin und bei der Landesanſtalt für Waſſer⸗, Boden- und Luft⸗ 
hygiene in Berlin-Dahlem 5 
(außerdem für wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren bei der Preußiſchen 
Landesanſtalt für Lebensmittel-, Arzneimittel- und gerichtliche Chemie in 
Berlin und für wiſſenſchaftliche Mitglieder und Profeſſoren bei der Landes⸗ 
anſtalt für Waſſer-, Boden- und Lufthygiene in Berlin-Dahlem als Gruppen⸗ 
leiter eine ruhegehaltsfähige Zulage von 400 AM jährlich). 
5. Die Beſoldungsgruppe 4 b wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſchnitt Geſtüt verwaltung iſt 
ſtatt: Lehrer 
(außerdem für alleinſtehende Lehrer nach Ablauf von fünf Jahren ſeit der 
endgültigen Anſtellung eine ruhegehaltsfähige Zulage von 200 RAM jährlich) 
zu ſetzen: Lehrer. 
b) Im Abſchnitt Handels- und Gewerbeverwaltung iſt 
ſtatt: Beſchußinſpektor und Oberbeſchußmeiſter 
f 95 am 30. September 1927 im Amte geweſene Bef ſchußinſpettor erhält für 
ſeine Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 AM jährlich) 
zu ſetzen: Beſchußinſpektor und Oberbeſchußmeiſter. 


e) Im Abſchnitt Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks- 
bildung iſt bei der Poſition „Oberſekretäre im Bereich der Verwaltung des Mi- 
niſteriums“ der Klammerzuſatz: 
les erhalten ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Oberſekretär bei 
den Vereinigten Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt in Berlin-Ehar- 
lottenburg für ſeine Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 500 AM jährlich 
ſowie Theaterinſpektoren bei den Staatlichen Theatern in Berlin, die als Inten⸗ 
danturſekretäre vor dem 1. Dezember 1918 planmäßig angeſtellt waren und 
denen eine ruhegehaltsfähige Zulage nicht gewährt wird, für ihre Perſon eine 
ſolche von 300 RM jährlich) 

zu ſtreichen und 1 

ſtatt: Bibliotheksverwalter bei den Staatlichen Muſeen in Berlin 
(ein am 30. September 1927 im Amte geweſener Inhaber der Stelle erhält für 
ſeine Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 N jährlich) 

zu ſetzen: 
Bibliotheksverwalter bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 

O Die Fußnote 5 iſt zu ſtreichen; die Fußnoten 6, 7 und 8 erhalten die Nummern 5, 6 
und 7. 
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6. In der Beſoldungsgruppe 4c erhält die Fußnote 2 folgende Faſſung: 


) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Beamten mit den Bezügen der 
alten Beſoldungsgruppe A 9 erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 4 b. 


7. In der Beſoldungsgruppe 6 iſt in der Fußnote 2 der letzte Satz zu ſtreichen. 


8. In der Beſoldungsgruppe 6 erhält die Fußnote 3 folgende Faſſung: 

) Die Sekretäre der alten Beſoldungsgruppe A 6, die am 31. März 1920 als 
Aſſiſtenten alter Ordnung planmäßig angeſtellt waren, ſtatt oder neben der Sonder— 
prüfung jedoch bis zum 30. September 1927 die Fachprüfung J. Klaſſe ablegten, erhalten 
bis zur Übertragung einer Planſtelle in der Beſoldungsgruppe A 4 b die Bezüge der 
Beſoldungsgruppe A 4 c. Bei Erfüllung der gleichen Vorausſetzungen gilt die Beſtimmung 
auch für diejenigen Sekretäre der alten Beſoldungsgruppe A 6, die auf Grund ergangener 
Härtebeſtimmungen zur Sonderprüfung zugelaſſen worden ſind. 


9. In der Beſoldungsgruppe 7b erhalten bei der Handels- und Gewerbeverwaltung die 
„Schiffahrtskontrolleure (bisher Schiffahrtsaſſiſtenten)“ das Anmerkungszeichen ). 
Die Beſoldungsgruppe 7 b erhält als Fußnote 1 folgende Beſtimmung: 
) Schiffahrtskontrolleure erhalten, ſolange ſie die für die Schutzpolizeibeamten vor— 
geſehenen Bedingungen für die unkündbare Anſtellung nicht erfüllt haben, die Bezüge der 
Beſoldungsgruppe A 9. 


B. Im Abſchnitt „C. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen“. 
1. In der Beſoldungsgruppe 2 iſt 
ſtatt: 
Profeſſoren (bisher Dozenten) bei den Pädagogiſchen Akademien zu einem Viertel 
der geſamten Lehrkräfte 
zu ſetzen: 
Profeſſoren (bisher Dozenten) bei den Pädagogiſchen Akademien in einer durch den 
Staatshaushaltsplan feſtzuſetzenden Zahl, 
ferner anzufügen: 
Profeſſoren an den Berufspädagogiſchen Inſtituten in einer durch den Staatshaus— 
haltsplan feſtzuſetzenden Zahl. 
2. In der Beſoldungsgruppe 3 ift 
ſtatt: 
Profeſſoren (bisher Dozenten) bei den Pädagogiſchen Akademien zur Hälfte der 
geſamten Lehrkräfte 
zu ſetzen: 
Profeſſoren (bisher Dozenten) bei den Pädagogiſchen Akademien in einer durch den 
Staatshaushaltsplan feſtzuſetzenden Zahl, 
ſerner anzufügen: 1 ١ 
Proſeſſoren bei den Berufspädagogiſchen Inſtituten in einer durch den Staatshaus— 
haltsplan feſtzuſetzenden Zahl. 
5. In der Anlage 3 (Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) 
erhält die Kopfleiſte folgende Faſſung: 


Im 3. und 4. Anwärter⸗ 


Als unmittelbare dienſtjahr, 


Im 1. und 2. Anwärter Im 5. Anwärterdienſtjahr, 


Anwärter auf Planſtellen dienſtjahr, Verſorgungsanwärter im Verſorgungsanwärter 
der Beſoldungs⸗ Verſorgungsanwärter 2. und 3. Anwärterdienſt⸗ im 4. Anwärterdienſtjahr 
im 1, Anwärterdienſtjahr 


gruppe jahr 
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6. Die Anlage 3 (Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) erhält 
folgende Faſſung: 


Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. 
Die nichtpflanmäßigen Beamten erhalten folgende Grundvergütungen: 


0 سس‎ Y — — . —— 


Im 1. und 2. Im 3. und 4. Im 5. Anwärter⸗ 
Anwärterdienſtjahr, Anwärterdienſtjahr, dienſtjahr, 
Verſorgungsanwärter | Verſorgungsanwärter | Verſorgungsanwärter 

im 1. Anwärter⸗ im 2. und 3. Anwärter⸗ im 4. Anwärter⸗ 


Als unmittelbare Anwärter 
auf Planſtellen 
der Beſoldungsgruppe 


dienſtjahr dienſtjahr dienſtjahr 
RM RAM RM 

27 REE 3 000 3 600 4 100 
A 2d, A3 und A4a 2. Abtlg.. 2 500 2 900 3 300 
A 4a 1. Abtlg., A 4b, A 46, Add, 

Och und ارفص ذا ميق كر ارو بجر وق‎ 2 000 2300 2 600 
A746; Abannor A Tan ern 1700 1950 2160 
A 2 AS CE a 1500 1 680 1 850 
A 9, dA LOS und TODS 1300 1 400 1.500 
AEE ROSA e 1 250 1330 1400 
Polizeianwärtenr 1140 


) Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem f) bezeichnet find, erhalten die Grundvergütung um 
10 vom Hundert gekürzt. 


2) Soweit und folange die Geſamtbezüge eines nichtplanmäßigen Beamten aus dem Stande der Verſorgungsanwärter an 
Grundgehalt und Wohnungsgeldzuſchuß niedriger ſind als die Vergütung eines zur Probedienſtleiſtung einberufenen Ver⸗ 
ſorgungsanwärters der gleichen Laufbahn, ſind die Bezüge des nichtplanmäßigen Beamten in Höhe der Vergütung des 
zur Probedienſtleiſtung einberufenen Verſorgungsanwärters zu zahlen. 

8 2. 
(1) Von den Vorſchriften dieſes Kapitels treten in Kraft: 
a) 5 1 Nr. 3, Nr. 4 Abſchnitt A Abſ. 8 und 9 ſowie Nr. 5 mit Wirkung vom 1. Oktober 1927, 
b) § 1 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 4 Abſchnitt A Abſ. 1 bis 7 und Nr. 4 Abſchnitt B ſowie Nr. 6 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1931. 


(2) 5 1 Nr. 5 tritt mit Wirkung vom 30. September 1931 außer Kraft. 


Kapitel II. 
Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz. 


8 1. 
Das Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
(Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetz) vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) wird wie folgt geändert: 
1. § 3 erhält folgende Faſſung: 
(1) Neben dem Grundgehalt erhalten als ruhegehaltsfähige Stellenzulagen 
a) die Leiter von Volksſchulen mit mindeſtens 3 Klaſſen und mindeſtens 
3 planmäßigen Schulſtellen, ſoweit ſie keine höhere Zulage erhalten, 
jährlich >" 37" 27 اجن ل را خط‎ er ٠.٠. ري مرت دن جسم‎ ERE 4 
b) die Leiter von Volksſchulen mit mindeſtens 8. Klaſſen und mindeſtens 
7 Schulſtellen, ſoweit fie keine höhere Zulage erhalten, jährliche... 500 AA, 
e) die Leiter von Volksſchulen mit mindeſtens 16 Klaſſen und mindeſtens 
15 planmäßigen Schulſtellen jährlich hh 700 AM, 
d) die Konrektoren an Volksſchulen mit mindeſtens 20 Klaſſen jährlich. . 300 AM, 


300 AM, 
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e) die Lehrer, die an beſondere Veranſtaltungen der Volksſchulen für körper⸗ 
lich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder zur dauernden vollen 
Beſchäftigung überwieſen find, jähr lige 300 AM, 


f) die Lehrer, die an die den Volksſchulen angegliederten gehobenen Klaſſen 
(Klaſſen mit erweitertem Lehrziele) zur dauernden vollen ادس ذبن‎ 
überwieſen find, jJabtlih . gh 300 AM, 


g) die Leiter von Volksſchulen für körperlich oder geiſtig nicht normal ver⸗ 
anlagte Kinder mit mindeſtens 3 aufſteigenden Klaſſen und 3 plan⸗ 
mäßigen Schulftellen, ſoweit fie nicht eine höhere Zulage erhalten, jährlich 500 AM, 


h) die Leiter von Schulen der unter g) gedachten Art mit mindeſtens 
5 Klaſſen und 5 planmäßigen Schulſtellen, jährlihihh h.. 700 &. 


2) Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzungen zur Gewährung einer 
Stellenzulage vorliegen, trifft endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 


2. Im § 6 Abſ. 3 werden die für die Anrechnung von Privatſchulzeit für jedes Jahr der 
Anrechnung zu leiſtenden Beträge feſtgeſetzt 
121277. d ا ل ل‎ DOO REIN, 
V 0 . K. 


3. 5 10 Abſ. 4 fällt weg. 


4. § 20 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Die auftragsweiſe in freien planmäßigen Schulſtellen voll beſchäftigten und die 
einſtweilig angeſtellten Lehrer erhalten 
im erſten und zweiten Vergütungsdienſtjahr eine Grundvergütung 


von jährlichchchch 3 د‎ er 00 N, 
im dritten und vierten Vantage eine bebe 
von jährlich RE nr 800 , 


im fünften Vergütungsdienſtjahr eine Grundvergütung von jährlich. 2 600 AM. 

Die in nicht freien Stellen auftragsweiſe oder vertretungsweiſe voll beſchäftigten 

Lehrer erhalten die gleiche Grundvergütung wie die übrigen auftragsweiſe vollbeſchäftigten 

Lehrer; in beſonderen Fällen können Abweichungen durch die Schulaufſichtsbehörde ge— 
nehmigt werden. Lehrerinnen wird die Grundvergütung gekürzt um 10 vom Hundert. 


5. § 39 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

h) die Zahlung der Nachverſicherungsbeiträge, die auf Grund der Vorſchriften des 
§ 18 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes für ausſcheidende Lehrer, die gemäß a) ihre 
Dienſtbezüge aus der Landesſchulkaſſe erhalten, zu entrichten ſind. 

6. § 45 Abſ. 7 erhält folgende Faſſung: 

Von der Einziehung des Stellenbeitrags kann abgeſehen werden, wenn die Be— 
ſetzung oder Verwaltung durch eine beſondere Lehrkraft auf Beſchluß des Schulverbandes 
mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde ohne förmliche Aufhebung der Stelle bis auf 
weiteres unterbleibt. Während dieſer Zeit unterliegt die Stelle nicht den Beſtimmungen 
des Unterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S. 63). 


7. § 45 Abſ. 8 fällt weg. 
8. § 52 Abſ. 1 wird geſtrichen. 
8 2. 


Von den Vorſchriften dieſes Kapitels treten 5 1 Ziffer 1 bis 4 und 6 bis 8 mit Wirkung vom 
1. Oktober 1931, § 1 Ziffer 5 mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 in Kraft. 
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Kapitel III. 
Mittelſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz. 
* § 1. 

Das Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nichtſtaat— 
lichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetz) vom 30. April 1928 (Geſetzſamml. 
S. 149) wird wie folgt geändert: 

1. Im 5 2 Abſ. 1 werden die Grundgehaltsſätze wie folgt geändert: 
3300 — 3550 — 3800 — 4050 — 4300 — 45004700 490051005300 —5500 RM 
jährlich. 

2. 5 2 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Das Steigen im Grundgehalt nach Dienſtaltersſtufen richtet ſich nach den für 
die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen. 

3. 5 4 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Neben dem Grundgehalt erhalten als ruhegehaltsfähige Stellenzulagen: 

a) die Leiter der öffentlichen mittleren Schulen mit mindeſtens 5 Klaſſen und 4 plan- 
mäßigen Schulſtellen jährlich 900 RAL, 

b) die Leiter kleiner Mittelſchulen, Rektoratsſchulen und höherer Mädchenſchulen mit 
4 oder weniger Klaſſen und 4 oder weniger planmäßigen Schulſtellen 400 ال 7ك‎ 
jährlich, 

c) die Konrektoren an den öffentlichen mittleren Schulen mit mindeſtens 10 Klaſſen jähr- 
lich 300 RM. 

4. 5 22 Abſ. 1 d Satz 8 und 4 erhalten folgende Faſſung: 

Für eine Schulſtelle, deren Beſetzung oder Verwaltung durch eine beſondere Lehr— 
kraft auf Beſchluß des Schulträgers mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde ohne 
förmliche Aufhebung der Stelle bis auf weiteres unterbleibt, kann von der Einziehung des 
Beitrags an die Landesmittelſchulkaſſe abgeſehen werden. Während dieſer Zeit unter- 
liegt die Stelle nicht den Beſtimmungen des Unterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 
(Geſetzſamml. S. 63). 

5. § 22 Abſ. 1 d Unterabſatz 2 wird geſtrichen. 

6. 5 25 Abſ. 4 wird geſtrichen. 


§ 2. 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Kapitel IV. 
Gewerbe- und Handelslehrer⸗Beſoldungsgeſetz. 
8 1. 
Das Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrperſonen an den Berufsſchulen (Gewerbe- und 
Handelslehrer-Beſoldungsgeſetz) vom 16. April 1928 (Geſetzſamml. S. 89) wird wie folgt geändert: 
1. Im 5 2 Abſ. 1 fallen die Beſtimmungen unter „Beſoldungsgruppe 2“ weg. An Stelle 
der Beſtimmungen unter „Beſoldungsgruppe 3“ tritt folgendes: 
3300—3550—3800—4050—4300—4500—4700—4900—5100—5300-—5500 AM jähr- 
lich 
1. den Leitern und Leiterinnen, ſoweit ſie nicht in Beſoldungsgruppe 1 ſind, 
2. den Stellvertretern und Stellvertreterinnen der Leiter und Leiterinnen, 
3. den Fachvorſtehern und Fachvorſteherinnen der beruflich ausgebauten Schulen, 
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4. den alleinſtehenden Lehrern und Lehrerinnen, 


5. den Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer oder 
lehrerin, 


6. den Turnlehrern und Turnlehrerinnen, die die für die Anſtellung an den höheren 
Lehranſtalten vorgeſchriebene Prüfung abgelegt haben. 
Eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage iſt zu gewähren in Höhe von: 
A. 900 RM von der fünften Dienſtaltersſtufe an: 
1. den Leitern und Leiterinnen 
a) von Schulen mit mindeſtens vier hauptamtlichen, planmäßig ange— 
ſtellten Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder 
Handelslehrer oder Lehrerin, 
b) von nicht als beruflich ausgebaut anerkannten Berufsſchulen, die von 


Landkreiſen unterhalten werden (Kreisberufsſchulen), wenn dieſe 
zuſammen von weniger als zweitauſend Schülern beſucht werden; 


2. den Stellvertretern und Stellvertreterinnen der Leiter und Leiterinnen; 
an Schulen mit mindeſtens acht hauptamtlichen, planmäßigen Lehr— 
perſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer 
oder Kehrerin und mit mindeſtens fünfzehn Klaſſen iſt neben der Stelle 
des Leiters oder der Leiterin eine Stelle für einen Stellvertreter oder 
eine Stellvertreterin zu ſchaffen, eine zweite Stelle darf nur dann 
geſchaffen werden, wenn der Miniſter für Handel und Gewerbe ihre Not— 
wendigkeit für den Betrieb der Schule feſtgeſtellt hat; 

3. den Fachvorſtehern und Fachvorſteherinnen der beruflich ausgebauten 
Schulen; wenn an dieſen Schulen mindeſtens je fünfzehn Klaſſen einer 
oder mehrerer Fachrichtungen beſtehen, ſo iſt für jede dieſer Fachrichtungen 
eine Stelle für einen Fachvorſteher oder eine Fachvorſteherin zu ſchaffen. 


B. 400 RA von der dritten Dienſtaltersſtufe an den Leitern und Leiterinnen von 
Schulen mit weniger als vier hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehr— 
perſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer oder 
lehrerin, wenn an der Schule mindeſtens dreihundert Schüler und eine weitere 
hauptamtliche, planmäßig angeſtellte Lehrperſon mit der Anſtellungsfähigkeit 
als Gewerbe- oder Handelslehrer oder Aehrerin vorhanden find, 


2. 8 2 Abſ. 3 fällt weg und Abf. 4 wird Abſ. 3. 


. 5 2 Abſ. 5 wird Abſ. 4. Vor den erſten Satz tritt folgende Beſtimmung: 


Das Steigen im Grundgehalt nach Dienſtaltersſtufen richtet ſich nach den für die 
unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen. 


§ 3 Abſ. 6 erhält folgende Faſſung: 

(6) Wenn der Lehrperſon eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage (§ 2 Abſ. 1) oder 
ein Beſoldungszuſchuß ($ 5) nicht gewährt wird, fo iſt das Beſoldungsdienſtalter jo feſtzu— 
ſetzen, daß ſie beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe 3 in die Beſoldungsgruppe 1 aus 
der fünften Dienſtaltersſtufe einen um mindeſtens 300 RAM höheren Grundgehaltsſatz, 
aus der ſechſten und ſiebenten Dienſtaltersſtufe einen ſolchen um mindeſtens 500 AM 
und von der achten Dienſtaltersſtufe an einen ſolchen um mindeſtens 600 AM erhält. 
Wenn der Lehrperſon eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage (§ 2 Abſ. 1) oder ein Des 
ſoldungszuſchuß (§ 5) oder beides gewährt wird, ſo iſt das Beſoldungsdienſtalter beim 
Übertritt in eine höhere Beſoldungsgruppe ſo feſtzuſetzen, daß ſie den gegenüber dieſen 
Dienſtbezügen nächſthöheren Grundgehaltsſatz oder den nächſthöheren Satz erhält, der ſich 
aus dem Grundgehaltsſatze zuzüglich eines Beſoldungszuſchuſſes ergibt. Wie lange die 


2 
u 


— 
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Lehrperſon den nächſthöheren Grundgehaltsſatz behält, richtet ſich nach den für die un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen. Die ruhegehaltsfähigen 
und unwiderruflichen Stellenzulagen (§ 2 Abſ. 1) und Beſoldungszuſchüſſe (§ 5), die die 
Lehrperſon in der bisherigen Beſoldungsgruppe bezogen hat oder in der neuen Be— 
ſoldungsgruppe beziehen wird, ſind dem Grundgehaltsſatze hinzuzurechnen. 


§ 6 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes der hauptamtlichen, planmäßig arts 
geſtellten Lehrperſonen bemißt ſich nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Dienſtbezüge 
der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches Beſoldungsgeſetz), und zwar 


a) in der Beſoldungsgruppe 1 in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach Tarif⸗ 
klaſſe IV, von der vierten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe III; wenn ſie einen 
Beſoldungszuſchuß (§ 5) von jährlich mindeſtens 600 AM beziehen, in allen Dienſt⸗ 
altersſtufen nach Tarifklaſſe III; 

b) in der Beſoldungsgruppe 3 nach Tarifklaſſe IV, jedoch 

wenn ſie eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage (§ 2 Abſ. 1) von jährlich 
900 RAM beziehen, von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an oder 
wenn fie einen Beſoldungszuſchuß (§ 5) von jährlich mehr als 800 AM 
beziehen, von der achten Dienſtaltersſtufe an 

nach Tarifklaſſe III; b 


e) in der Beſoldungsgruppe 4 in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach Tarif— 
klaſſe V, von der vierten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe IV. 


5. 


6. 5 9 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


(1) Nichtplanmäßige, vollbeſchäftigte Lehrperſonen erhalten eine Grundvergütung 
nach folgenden Sätzen: 


in der Beſoldungsgruppe 3 


im erſten und zweiten Anwärterdienſtjah te. jährlich 2500 AM, 

im dritten und vierten Anwärterdienſtjah e „ 2800 RM, 

im fünften Anwärterdienſtjahttmt. „ 3100 RA; 
in der Beſoldungsgruppe 4 

im erſten und zweiten Anwärterdienſtjah tet jährlich 2000 AM, 

im dritten und vierten Anwärterdienſtjahc tet DTM, 

im fünften Anwärterdienſtjahemmmmete. „ 2600 AM. 


Daneben erhalten ſie den Wohnungsgeldzuſchuß, den ſie in der erſten Dienſtaltersſtufe 
der Beſoldungsgruppe beziehen würden, in der ſie beim regelmäßigen Verlauf ihrer 
Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden. Während der nichtplanmäßigen Be⸗ 
ſchäftigung erhalten Lehrperſonen, die in eine Stelle der Beſoldungsgruppen 1 und 3 
Ziffer 1 berufen werden, die vollen Bezüge der Stelle, die übrigen nur dann, wenn ſie 
von einem Schulträger planmäßig angeſtellt find ($ 18 Abſ. 1) und in eine Stelle der 
gleichen Beſoldungsgruppe von einem anderen Schulträger berufen werden. § 1 Abſ. 1 
Satz 2 und Abſ. 3, 5 2 Abſ. 3 und 4, § 3 Abſ. 2 dieſes Geſetzes gelten ſinngemäß. 


7. § 15 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


(2) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) ſind verpflichtet, an die Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes, die innerhalb der Bezirke der Gemeinden (Gemeindeverbände) eine 
Berufsſchule oder eine von der Schulauſſichtsbehörde als ſolche anerkannte Schule unter— 
halten, für jeden Pflichtſchüler dieſer Schulen die Hälfte des Betrags abzuführen, der nach 


190 
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den im Haushaltsplan veranſchlagten Ausgaben auf den einzelnen Pflichtſchüler der 
Berufsſchule der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) entfällt. 


8. § 16 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Im Falle der Erhebung von Schulbeiträgen ſind zu ihrer Leiſtung verpflichtet: 

a) die Gewerbetreibenden für ihre Betriebsſtätten im Bezirk, ſoweit von ihnen nach 
Abſ. 4 a oder Abſ. 6 Schulbeiträge erhoben werden können; 

b) die nichtgewerbetreibenden Arbeitgeber, ſoweit die Jugendlichen der einzelnen bei 
ihnen beſchäftigten Arbeiter- und Angeſtelltengruppen berufsſchulpflichtig ſind. 
Zu den nichtgewerbetreibenden Arbeitgebern gehören auch die Angehörigen der 
freien Berufe, die der Gewerbeſteuerpflicht unterliegen. 


9. § 16 Abſ. 6 erhält folgende Faſſung: 

(6) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) können für die Gewerbetreibenden eine 
andere als die im Abſ. 4 a für die Erhebung der Schulbeiträge vorgeſehene Form durch 
Satzung beſtimmen; dabei iſt aber eine Mehrbelaſtung der Berufsſchulpflichtige beſchäf— 
tigenden Arbeitgeber nicht zuläſſig. Die Höhe der auf Grund der Satzung zu entrichtenden 
Schulbeiträge wird durch Beſchluß der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) feſtgeſetzt. Die 
Satzung bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 


10. 5 16 Abſ. 8 erhält folgende Faſſung: 
(8) Die Schulbeiträge find Abgaben im Sinne des Kommunalabgabengeſetzes vom 
15. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 153) und des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 
23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159); insbeſondere gilt 5 70 a ſinngemäß. Die Ab- 
wälzung der Schulbeiträge auf die Jugendlichen oder deren geſetzliche Vertreter iſt 
unzuläſſig. 
11. § 18 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Lehrperſonen werden von den Schulträgern für den Berufsſchuldienſt 
ihrer Bezirke planmäßig auf Lebenszeit unter Ausfertigung einer Ernennungsurkunde 


angeſtellt. Nichtplanmäßige vollbeſchäftigte Lehrperſonen (§ 9) ſind nur dann auf Lebens⸗ 
zeit einberufen, wenn ihnen dieſes bei der Einberufung ſchriftlich mitgeteilt iſt. 


12. § 18 Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 


(5) Für das Diſziplinarverfahren, die Zurruheſetzung ohne Zuſtimmung der 
Lehrperſonen und die Hinausſchiebung der Altersgrenze finden die für die unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


92; 
Es treten in Kraft: 
a) die Vorſchriften in Nr. 7 bis 12 mit Wirkung vom 1. April 1928, 
b) die übrigen Vorſchriften dieſes Kapitels mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 ab. 


Kapitel v. 
Ausführungsbeſtimmungen. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Teile erlaſſen die zuſtändigen Miniſter. 
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Zweiter Teil. 
Sonſtige Maßnahmen zur Sicherung der Haushalte. 


Kapitel J. 
Aufſteigen in den Dienſtaltersſtufen. 
8 1. 


(1) Die planmäßigen Beamten und Lehrperſonen, ſoweit ſie aufſteigende Gehälter oder Ge⸗ 
hälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen beziehen, erhalten die Bezüge derjenigen Dienſtaltersſtufe, 
nach der ſie im September 1931 beſoldet werden, zwei Jahre länger als in den geltenden Bors 
ſchriften vorgeſehen iſt. 

(2) Das Nähere wegen der Kürzung des Beſoldungsdienſtalters ſowie wegen der Über— 
tragung des vorſtehenden Grundſatzes auf die nichtplanmäßigen Beamten und auf die nach dem 
30. September 1931 planmäßig angeſtellten oder beförderten Beamten regeln die Ausführungs- 
beſtimmungen. 1 


8 2. 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Kapitel II. 
Preuß iſche Beſoldungsvorſchriften. 


8 1. 

Kinderbeihilfen für Pflegekinder und Enkel gemäß Nr. 76 der Ausführungsbeſtimmungen 
zum Preußiſchen Beſoldungsgeſetz vom 17. Dezember 1927 — Geſetzſamml. S. 223 — (Preußiſche 
Beſoldungsvorſchriften) vom 30. März 1928 / 31. Dezember 1930 (Preuß. Beſoldungsblatt 1931 
S. 19) ſind mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 ab nicht mehr neu zu bewilligen. 


5 

(1) Die Beſtimmungen in Nr. 99 und 100 der Ausführungsbeſtimmungen zum Preußiſchen 
Beſoldungsgeſetz vom 17. Dezember 1927 — Geſetzſamml. S. 223 — (Preußiſche Beſoldungsvor⸗ 
ſchriften) vom 30. März 1928/31. Dezember 1930 (Preuß. Beſoldungsblatt 1931 S. 19) werden 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 außer Kraft geſetzt. 

(2) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nach 5 3 Abſ. 2 des Preußiſchen Bec 
ſoldungsgeſetzes iſt jedoch von einem Anwärterdienſtalter auszugehen, das ſich unter Anwendung 
der Beſtimmungen in Nr. 99 und 100 der Ausführungsbeſtimmungen ergibt. 

(3) Abſ. 1 gilt auch für die am 1. Oktober 1931 im Dienſte befindlichen nichtplanmäßigen 


Beamten. 
Kapitel III. 
Zulagen, Beförderungsſtellen, Nebenvergütungen. 
ER 


(1) Eine Zulage darf nur gewährt werden für Stellen, deren Amtsaufgaben ſich durch ihre 
beſondere Verantwortlichkeit oder Schwierigkeit weſentlich über die andern Stellen derſelben 
Gruppen herausheben. Die Zahl der durch das Preußiſche Beſoldungsgeſetz oder den Staatshaus— 
haltsplan feſtgeſetzten Zulagen der planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten iſt hiernach unter 
Anlegung des ſtrengſten Maßſtabs erneut nachzuprüfen. Nach dieſen Grundſätzen iſt auch die 
ſachliche Notwendigkeit der übrigen Beförderungsſtellen einer Nachprüfung zu unterziehen. 

(2) Über die im Erſten Teile der Verordnung getroffenen Maßnahmen hinaus iſt bis zum 
30. September 1931 durch die Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtzulegen, 
wieviel Stellenzulagen künftig noch fortzufallen haben und wieviel ſonſtige Beförderungsſtellen 
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in Stellen mit einem niedrigeren Endgrundgehalt oder mit einer niedrigeren Stellenzulage künftig 


noch umzuwandeln ſind. 
8 2. 4 2,3 up 


(1) Hat ein unmittelbarer Staatsbeamter oder eine unter das Volksſchullehrer— HA 57 
oder Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetz fallende Lehrperſon neben den Bezügen aus der mar 1 
hauptamtlichen Tätigkeit Geldbezüge, dig aus einer Kaſſe des Reichs, eines anderen 9 
Landes, einer Gemeinde (eines Gemeindeperbandes), einer anderen Körperſchaft des öffent— 
lichen Rechtes oder von einer ſonſtigen kichtftaatlichen Stelle oder Einzelperſon als Neben— 
vergütung für eine unmittelbar oder mittelbar im öffentlichen Intereſſe ausgeübte Tätigkeit 
gezahlt werden, jo iſt der Beamte oder die Lehrperſon verpflichtet, dieſe Bezüge an 
die Staatskaſſe oder an die Landesſchulkaſſe oder Landesmittelſchulkaſſe abzuliefern, ſoweit 
fie insgeſamt 900 ال تك‎ im Jahre (75 AN im Monat) zuzüglich 25 vom Hundert des 
darüber hinausgehenden Betrags überſteigen. Die Bezüge unterliegen der Ablieferungspflicht 
nicht, ſoweit ſie zum Erſatz tatſächlicher Auslagen dienen und der Einkommenſteuerpflicht nicht 
unterworfen find. Die Vorſchrift des 5 13 AD 3 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes wird Dietz 4 uf. s44 
durch nicht berührt. J Nana MR: 

(2) Abi. gilt ſinngemäß auch für die übrigen Lehrperſonen an den von den Gemeinden 
e ganz oder zum Teil unterhaltenen Schulen. ١ 


in Kraft. 


Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 11 95 


. 
Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen treten mit dem auf die Vollendung des 
68. Lebensjahres zunächſt folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes in den Ruheſtand. 
Auf ſie findet das für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltende Verſorgungsrecht 
Anwendung. 
§ 2. 


Das Geſetz über die Altersgrenze der Hochſchullehrer vom 29. März 1930 (Geſetzſamml. 
S. 45) wird aufgehoben. 
88. 
In den Schlußbemerkungen zu Anlage 1 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 
17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) wird der Ziffer 4 im Abſchnitt C. Nebenbezüge folgender 


Satz angefügt: 
Die gewährleiſtete Mindeſteinnahme an Unterrichtsgebühren iſt mit einem Betrage von 
1000 RA jährlich ruhegehaltsfähig. 
§ 4. 
Die Bezüge der zum 1. Oktober 1931 oder zu einem früheren Zeitpunkte von ihren amt— 
lichen Verpflichtungen entbundenen Hochſchullehrer werden um 10 vom Hundert gekürzt. 


§ 5. 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Kapitel V. 
Polizeibeamte. 
SH 
55 2 — Schutzpolizeibeamtengeſetz vom 16. Auguſt 1922 Geſetzſamml. S. 251) wird wie folgt 
geändert: 1 
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1. 5 59 erhält folgenden Abſatz 3: 
(2) Neben der einmaligen Übergangsbeihilfe wird die außerordentliche Zuwendung 
(Dienſtprämie) nicht gewährt. ١ 


2. § 62 Abſ. 3 erhält folgenden Satz 2: 
Als praktiſche Beſchäftigung zum Zwecke der techniſchen Ausbildung gilt nicht die von 
den früheren Polizeiexekutivbeamten vor ihrer Einſtellung in den Polizeidienſt ab⸗ 
geleiſtete informatoriſche Beſchäftigung. 


82. 
Das Polizeibeamtengeſetz vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) wird wie folgt 
geändert: 

1. Im 5 28 erhält Abſ. 1 Satz 2 folgende Faſſung: 
Als Dienſtunfall gilt grundſätzlich nur ein plötzliches, örtlich und zeitlich beſtimmbares, 
einen Körperſchaden verurſachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge des 
Dienſtes eingetreten iſt. 

2. § 28 Abſ. 4 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Im Falle der Beſſerung der Erwerbsfähigkeit eines mit Unfallpenſion nach 8 1 Abſ. 2 
des Unfallfürſorgegeſetzes ausgeſchiedenen Polizeivollzugsbeamten tritt eine Minderung 
der Unfallpenſion in entſprechendem Maße ein. 


8 3. 
Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
den im § 59 Abſ. 2 e des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) 
feſtgeſetzten Zeitpunkt des 31. März 1933 hinauszuſchieben, jedoch nicht über den 31. März 1938 
hinaus. 


§ 4. 

(1) Die den Verſorgungsanwärtern auf Grund der 55 7 und 8 der Anſtellungsgrundſätze 
in der Faſſung vom 16. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 234 und S. 517) im preußiſchen Staats⸗ 
dienſt nicht vorbehaltenen Beamtenſtellen des unteren, Kanzlei- und einfachen mittleren Dienftes 
ſind mit preußiſchen Schutzpolizeibeamten mit mehr als acht Dienſtjahren und den aus der 
preußiſchen Schutzpolizei hervorgegangenen Verſorgungsanwärtern mit der Maßgabe zu beſetzen, 
daß nicht mehr als 10 vom Hundert aller Stellen mit Zivilanwärtern beſetzt werden. 

(2) Die Angeſtelltenſtellen bei allen Staatsbehörden find bis auf weiteres über den im § 72 
der Anſtellungsgrundſätze den Verſorgungsanwärtern vorbehaltenen Stellenanteil hinaus mit den 
aus der preußiſchen Schutzpolizei hervorgegangenen Verſorgungsanwärtern zu beſetzen, und zwar 
Stellen der Art, wie fie in den Vergütungsgruppen III bis V des Reichsangeſtelltentarifvertrags 
vom 2. Mai 1924 (Preuß. Angeſtelltentarifvertrags vom 30. Juni 1924) aufgeführt ſind, mit 
mindeſtens 25 vom Hundert, entſprechende Stellen der Vergütungsgruppen VI und VII mit 
mindeſtens 3314 vom Hundert aller Stellen. : : : f 

(3) Die Abſ. 1 und 2 gelten auch für die entſprechenden Beamten⸗ und Angeſtellten⸗ 
ſtellen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 

(4) Ausnahmen können für die einzelnen Verwaltungen nach dem vorhandenen Bedürfniſſe 
vom Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter, für die Gemeinden und Gemeinde— 
verbände vom Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zugelaſſen werden. 

(6) Die für die Beſetzung der Beamtenſtellen des Polizeivollzugsdienſtes des Staates, der 

Gemeinden und Gemeindeverbände geltenden Vorſchriften werden hierdurch nicht berührt. 


/ wÎ 11 § 5. 
Au ( Von den Vorſchriften dieſes Kapitels treten in Kraft: 
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a) 55 1, 3 und 4 mit Wirkung vom 1. Oktober 1931. § 1 gilt auch für Rechtsbeziehungen, 
die vor dem 1. Oktober 1931 entſtanden ſind. 
b) 5 2 mit Wirkung vom 1. Juli 1927. 


Kapitel VI. 
Lehrperſonen an Fachſchulen. 
81. 


Die Dienſtbezüge der Lehrperſonen an den Fachſchulen, die von den Gemeinden (Gemeinde— 
verbänden) ganz oder zum Teil unterhalten werden, regeln ſich nach Beſoldungsordnungen oder 
Richtlinien, die von dem Miniſter für Handel und Gewerbe im Einvernehmen mit dem Finanz 
miniſter erlaſſen werden. 


8 2. 
Für die Lehrperſonen an den von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) unterhaltenen 
Fachſchulen und höheren Fachſchulen gelten die 55 14 und 18 Abſ. 1 und 5 des Gewerbe- und 
Handelslehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 16. April 1928 (Geſetzſamml. S. 89) ſinngemäß. 


13. 

(1) Der Miniſter für Handel und Gewerbe kann im Einverſtändnis mit dem Finanzminiſter 
diejenigen Lehrperſonen an den Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen ſowie ähnlichen Fachſchulen 
beſtimmen, die auf Zeit oder Kündigung anzuſtellen find, und Vorſchriften über die Form der An- 
ſtellung und über die ihnen beim Ausſcheiden zu zahlenden Abfindungen erlaſſen. Bereits beſtehende 
Vorſchriften gelten als auf Grund dieſer Verordnung erlaſſen. 

(2) Den Lehrperſonen müſſen bei ihrer Anſtellung die Zeit, für die ſie angeſtellt werden, 
gegebenenfalls auch die Kündigungsbedingungen, ſchriftlich mitgeteilt werden. Für die bereits auf 
Zeit oder Kündigung angeſtellten und die künftig ſo anzuſtellenden Lehrperſonen gelten Vorſchriften, 
die über die Vorausſetzungen der Anſtellung auf Zeit oder Kündigung für Beamte anderer Art 
beſtehen — zum Beiſpiel im 5 9 des Geſetzes, betreffend die Anſtellung und Verſorgung der Kom— 
munalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 141) — nicht. 


§ 4. 
Die Beſtimmungen dieſes Kapitels treten mit dem Tage der Verkündung der Verordnung 
in Kraft. : 


Kapitel VII. : 
1 Be ſoyrẽtungen u“ Verſetzungen. Gr FT 7 1 3٤ 
$1. / l4 
9 Beförderungen finden bis auf weiteres nicht ſtatt. 
(J Verſetzungen dürfen nur vorgenommen werden, ſofern die Beſetzung einer Stelle bei den 
oberen Inſtanzen oder bei den leitenden oder Einzelſtellen anderer Behörden dies erforderlich macht 
oder ſoweit durch Verſetzungen Beamtenſtellen eingeſpart werden. 
00 Ausnahmen ſind nur zuläſſig, ſoweit ein dringendes dienſtliches Bedürfnis hierfür 
vorliegt. 
82. 


Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


— 
Kapitel VIII. 6 


Beamteneigenſchaft, Verſetzung in ein anderes Amt. 
8 1. 


Das Beamtenverhältnis im Staate, in einer Gemeinde (einem Gemeindeverband) oder einer 
ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes wird nur durch Aushändigung einer Urkunde 
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begründet, in der die Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ enthalten ſind. Die tat⸗ 
ſächliche Übertragung einer mit obrigkeitlichen Funktionen verbundenen Tätigkeit allein begründet 
die Beamteneigenſchaft nicht. 


8 2. 

Die Beamten, mit Ausnahme der richterlichen Beamten und der beamteten Profeſſoren an 
den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, und die Lehrperſonen ſind verpflichtet, ſofern ihre Planſtelle in 
Wegfall kommt, jedes Amt, das ihrer Vorbildung entſpricht, auch wenn es mit einem geringeren 
Dienſteinkommen verbunden iſt, unter gleichzeitiger Anweiſung des neuen dienſtlichen Wohnſitzes 
(§ 9 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 — Geſetzſamml. S. 223 —) wahr⸗ 
zunehmen. Ob im einzelnen Falle die Vorausſetzungen zutreffen, entſcheidet der zuſtändige Fach⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Die Beamten und Lehrperſonen behalten 
ihre Amtsbezeichnung und das Dienſteinkommen, das ſie bezogen hätten, wenn ſie in ihrer bis⸗ 
herigen Planſtelle verblieben wären. Eine etwa mit der bisherigen Stelle verbundene Aufwand⸗ 
oder Dienſtaufwandentſchädigung fällt fort. 


§ 3. 
(1) Leiter (innen) und Lehrer (innen) an öffentlichen Schulen können von der ſtaatlichen 
Schulaufſichtsbehörde nach Anhörung der beteiligten Schulträger im Intereſſe des Dienſtes verſetzt 
9 1 
werden. : 
(2) Die durch die Verſetzung (Abſ. 1) entſtehenden Koſten, insbeſondere Umzugskoſten und 
: Wohnungsbeihilfen, trägt der Schulträger der Schule, an der der Lehrer bisher tätig war. § 33 
0 / y 2 Abſ. 1 und 2 des Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) und 
13% m m’: 16 des Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 30. April 1928 (Geſetzſamml. S. 149) bleiben 


{ 123 unberührt. 
r m ` (8) Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Verſetzung von Lehrern an öffentlichen Schulen 
1 si bleiben beſtehen 
33% : 


8 4. 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Kapitel IX. 
Beurlaubte Beamte. 


(1) Aus dem Landes-, Gemeinde- oder öffentlichen Schuldienſte beurlaubte unmittelbare oder 
mittelbare Staatsbeamte und Lehrperſonen, denen hinſichtlich ihrer Dienſtbezüge Gleichſtellung 
mit den nichtbeurlaubten Beamten zugeſichert iſt, können aus dieſer Zuſicherung vermögensrechtliche 
Anſprüche nur inſoweit erheben, als ſie ſeit dem 1. Dezember 1923 bei Gegenüberſtellung ihrer 
ſämtlichen Dienſtbezüge mit denen der vergleichbaren nichtbeurlaubten Beamten und Lehrperſonen 
ſchlechter als dieſe geſtanden haben oder ſtehen. Bei der Gegenüberſtellung ſind die allgemeinen 
wirtſchaftlichen Umſtände einſchl. der ſteuerlichen Belaſtung ſowie etwaige allgemeine Zuwendungen 
zu berückſichtigen, die die beurlaubten Beamten und Lehrperſonen erhalten haben. Die Gegenüber— 
ſtellung der Bezüge hat ſich auf die geſamte Zeit der Beurlaubung zu erſtrecken. 

(2) Den Zeitpunkt der Auszahlung der feſtgeſtellten Anſprüche beſtimmt die Staats⸗ 
regierung. 


Kapitel X. 
Ruhensvorſchriften. 
§ 1. : 
Im § 29a des Zivilruhegehaltsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) in der 


Faſſung des Artikels V des Geſetzes vom 25. April 1896 (Geſetzſamml. S. 87) und des Artikels IV 
Nr. VII des Geſetzes vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) erhält Abſ. 1 folgende Faſſung: 
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Die in den 55 27 Nr. 2, 28 bis 29 für den Fall der Verwendung eines Penſionärs 
im Reichs⸗, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte getroffenen Vorſchriften 
finden auch auf diejenigen unter die Vorſchriften des § 6 fallenden penſionierten Lehrer 
und Beamten Anwendung, deren Penſion nicht aus der Staatskaſſe zu zahlen iſt. 


82. 

(1) Werden Wartegeld- und Ruhegehaltsempfänger der Gemeinden (Gemeindeverbände) und 
der ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im Reichs- oder Staatsdienſt, im Dienſte von 
Gemeinden (Gemeindeverbänden) oder ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder in 
einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte verwendet, ſo werden ihre Verſorgungsbezüge nach Maßgabe 
der im Artikel 2 der 9. Ergänzung des Reichsbeſoldungsgeſetzes vom 18. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 385) vorgeſehenen Kürzungsbeſtimmungen geregelt. 


(2) Werden Hinterbliebene von Beamten, Wartegeld- und Ruhegehaltsempfängern der Ses 
meinden (Gemeindeverbände) und der ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im Sinne 
des Abſ. 1 verwendet, ſo werden ihre Verſorgungsbezüge nach Maßgabe der im Artikel 3 der 
9. Ergänzung des Reichsbeſoldungsgeſetzes vom 18. Juni 1923 in Verbindung mit Artikel 6 Abſ. 4 
des Reichsgeſetzes über Einſtellung des Perſonalabbaues und Anderung der Perſonal-Abbau-Ver⸗ 
ordnung vom 4. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 181) vorgeſehenen Kürzungsbeſtimmungen 
geregelt. 


§ 3. 

Die aus deutſchen öffentlichen Kaſſen gezahlten Verſorgungsbezüge der im öffentlichen Dienſte 
oder im Dienſte der franzöſiſchen Grubenverwaltung im Saargebiet verwendeten Verſorgungs— 
berechtigten werden ebenſo gekürzt, als wenn dieſe Verſorgungsberechtigten im Deutſchen Reiche 
außerhalb des Saargebiets im öffentlichen Dienſte verwendet würden oder verwendet worden wären. 


SA. 

(1) Von den Vorſchriften dieſes Kapitels treten in Kraft: 

a) 55 1 und 2 gemäß Artikel 10 5 9 der Reichsperſonal⸗Abbau⸗Verordnung vom 27. Ok⸗ 
tober 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 999) in Verbindung mit Artikel 18 a. a. O. und Artikel 7 
Abſ. 8 des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 181) mit Wirkung vom 
1. Januar 1924, 

b) $ 3 mit Wirkung vom 1. Oktober 1926. 


(2) Rückzahlungen für die Zeit bis zum 30. September 1931 ſind nicht zu leiſten. 


Kapitel XI. 
Theater- und Orcheſterunternehmungen. 


() Die Bezüge der Beamten und Angeſtellten der Staatstheater einſchließlich aller Zulagen 
und Nebenvergütungen werden vom 1. Oktober 1931 ab nach Beſoldungsordnungen oder Richt⸗ 
ſätzen, die von dem Fach- und Finanzminiſter zu erlaſſen find, neu geregelt. Die in dieſen Be- 
ſoldungsordnungen oder Richtſätzen beſtimmten Beträge ſind Höchſtſätze. Entgegenſtehende Be— 
ſtimmungen und Verträge ſind inſoweit durch dieſe Verordnung abgeändert. 


(2) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) find berechtigt und verpflichtet, fpäteftens vom 
1. Oktober 1931 ab die Bezüge der Beamten und Angeſtellten ihrer Theater- und Orcheſterunter— 
nehmungen neu zu regeln. Hierbei dürfen die Sätze, die in den ſtaatlichen Beſtimmungen vor— 
geſchrieben ſind, durch die neuen Bezüge einſchließlich aller Zulagen und Nebenvergütungen nicht 
überſchritten werden. Durch Richtſätze entſprechend Ziffer 1 kann angeordnet werden, in welchem 
Maße Gemeinden die ſtaatlichen Sätze unterſchreiten müſſen. N 


198 Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 35, ausgegeben am 14. 9. 31. 


(3) Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch für künſtleriſche Unternehmungen, an denen 
der Staat oder die Gemeinde (der Gemeindeverband) mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt 
iſt, oder deren Zuſchußbedarf vom Staate oder von einer Gemeinde leinem Gemeindeverbande) 
mittelbar oder unmittelbar mehr als zur Hälfte getragen wird. Werden die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen von den geſetzlichen Vertretern der betreffenden Unternehmungen nicht unverzüglich in 
die Wege geleitet, ſo darf ein Zuſchuß aus öffentlichen Mitteln nicht mehr gewährt werden. 

(4) Theater- und Orcheſterunternehmungen dürfen als gemeinnützig nur behandelt werden, 
wenn ſie die vorſtehenden Beſtimmungen auf ihre Betriebe entſprechend anwenden. Beſtehende 
Gemeinnützigkeitsanerkennungen ſind in dieſem Sinne zu überprüfen. 1 


Kapitel XII. 
Angeſtellte. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, für die Angeſtellten bei der Preußiſchen Staats⸗ 
verwaltung, ſoweit ſie nicht unter Kapitel XI dieſes Teiles fallen, den Beſtimmungen des Erſten 
Teiles und des Zweiten Teiles in Kapitel I bis III, VII und VIII entſprechende Anordnungen zu 
treffen. 


(2) Die Verträge mit außerplanmäßigen Aſſiſtenten und Lektoren an den wiſſenſchaftlichen 
Hochſchulen können von dem zuſtändigen Fachminiſter entſprechend der Minderung der Bezüge 
der planmäßigen Aſſiſtenten abgeändert werden. 


Kapitel XIII. 
Anderungen der Beſtimmungen über die Reiſekoſten. 
ET 
Das Geſetz über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 1923 (Geſetzſamml. 
S. 3) wird wie folgt geändert: | 
1. Im 5 4 Abſ. 1 find die Worte „und Verſicherung“ zu ftreichen. 
2. § 4 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Es ſind den Beamten aller Stufen in der Regel nur die Auslagen für die 
Benutzung der zweiten Schiffs- oder dritten Wagenklaſſe zu erſtatten. Jedoch find für 
die einzelne Wegeſtrecke von mehr als 100 km die höheren Auslagen zu erſtatten, falls 

a) die Beamten der Stufen III und IV die erſte Schiffs- oder zweite Wagenklaſſe und 
b) die Beamten der Stufe V die erſte Schiffs- oder erſte Wagenklaſſe benutzt haben. 


1 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Kapitel XIV. 
Offentlich⸗rechtliche Religionsgeſellſchaften. 

Die geſetzlichen Pfarrbeſoldungszuſchüſſe an die öffentlich-rechtlichen Religionsgeſellſchaften 
werden in dem Maße gekürzt, als die Anpaſſung der kirchlichen Beſoldungs- und Verſorgungs⸗ 
vorſchriften für Geiſtliche, Beamte und Angeſtellte an die Grundſätze diefer Verordnung und an 
die verſorgungsrechtlichen Vorſchriften des Reichs für die Beamten des Reichs, der Länder, Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbände) und der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes eine Erſparnis 
erbringt oder erbringen würde. : 
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Sonſtige landesrechtliche Regelungen. 


Sl 
Bei Berechnung des eg Nrt Koſtenſatzes gemäß 5 2 des Schulgeldgefeges vom 
18. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 202) bleibt die Ausgabeverminderung, die jih durch die Maß— 
nahmen zur Sicherung der öffentlichen Haushalte ergibt, außer Betracht. Dieſe Vorſchrift tritt mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


§ 2. 
Alle landesrechtlichen und vertraglichen Regelungen, die den Vorſchriften im Erſten Teile 
und im Zweiten Teile Kapitel I bis XIVentgegenſtehen, gelten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 
als den Beſtimmungen im Erſten Teile und im Zweiten Teile Kapitel I bis XIV entſprechend 
geändert. 


Kapitel XVI. 
Ausführungsbeſtimmungen. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Teile erlaſſen die zuſtändigen Miniſter. 


Dritter Teil. 
Ausgleichszulage. 
81. 

(1) Soweit die Geſamtbezüge eines im Dienſte befindlichen verheirateten Beamten 
oder Angeſtellten mit einem Geſamtdienſteinkommen bis zu 15 0007 jährlich durch dieſe Ver⸗ 
ordnung und durch die Erſte und Zweite Gehaltskürzungsverordnung zuſammen um mehr als 
20 vom Hundert geſenkt werden, iſt der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem nach dieſer Verordnung 
ſowie der Erſten und Zweiten Gehaltskürzungsverordnung tatſächlich zuſtändigen Dienſt— 
einkommen und dem um 20 vom Hundert gekürzten Dienſteinkommen als nichtruhegehaltsfähige 
Ausgleichszulage bis zu dem Zeitpunkte weiter zu gewähren, an dem der Unterſchied durch 
Steigen der Dienſtbezüge ausgeglichen wird, jedoch nicht über den 30. September 1935 hinaus. 
Hierbei bleiben außer Anrechnung 


a) neu zu gewährende Kinderbeihilfen, 
b) Erhöhungen des Wohnungsgeldzuſchuſſes inſoweit, als ſie lediglich infolge der Hinauf⸗ 


ſetzung eines Ortes in eine höhere Ortsklaſſe oder der Verſetzung an einen Ort einer 
höheren Ortsklaſſe eintreten. 


(2) Als Geſamtdienſteinkommen im Sinne des Abſ. 1 und als Dienſteinkommen, von dem 
vergleichsweiſe die Kürzung um 20 vom Hundert vorzunehmen iſt, gilt das dem Beamten ohne 
Rückſicht auf die Kürzungen nach dieſer Verordnung ſowie der ا‎ und Zweiten Gehalts- 
kürzungsverordnung el zuſtehende Dienſteinkommen. * . 17 23 HG 


8 2. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Teile erläßt der Finanzminiſter. 


Schlußbeſtimmung zum Erſten bis Dritten Teile dieſer Verordnung. 


Mit Wirkung vom 1. Ottober 1931 ſind die Bezüge der Beamten, Lehrperſonen und 
Angeſtellten nach den Vorſchriften des Erſten bis Dritten Teiles dieſer Verordnung neu feſt— 
zuſetzen, ſoweit nicht in einzelnen Kapiteln ausdrücklich eine andere Regelung getroffen iſt. 
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Vierter Teil. 


Sonderbeſtimmungen für Gemeinden und Gemeindeverbände. 


Kapitel I. 
Allgemeine Vorſchriften. 
81. 


(1) Die Verwaltungsorgane der Gemeinden und Gemeindeverbände ſind berechtigt, alle 


Maßnahmen, die zum Ausgleich der Haushalte der Gemeinden (Gemeindeverbände) erforderlich 
ſind, zu treffen. 


(2) Soweit bei den Perſonalausgaben vertragliche Vereinbarungen der Durchführung von 
Sparmaßnahmen entgegenſtehen, können die Verträge — mit Ausnahme von Tarifverträgen — 
mit halbmonatlicher Friſt gekündigt werden. 


() Die Beſtimmungen des Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung auf diejenigen ſelb— 
ſtändigen Unternehmungen, an denen Gemeinden und Gemeindeverbände allein oder mit mehr als 
der Hälfte des Grundkapitals beteiligt ſind, oder deren Zuſchußbedarf von ihnen unmittelbar oder 
mittelbar zu mehr als der Hälfte getragen wird. 

82. 

() Gemäß § 17 Nr. 4 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Bers 
waltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) beſchließt der Bezirksausſchuß 
auch ſoweit, als bisher eine Zuſtändigkeit der Aufſichtsbehörde nicht gegeben war. Dasſelbe gilt 
auch in bezug auf die übrigen Gemeinden und Gemeindeverbände. § 26 des Geſetzes, betr. Ver⸗ 
bandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. 
S. 286) findet entſprechende Anwendung. 


(2) 5 33 Nr. 4 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) und die entſprechenden Vorſchriften 
der Landgemeindeordnungen werden aufgehoben. 


§ 3. 


Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit dem Tage der Verkündung der Verordnung 
in Kraft. a 


Kapitel II. 


Dienſtbezüge, Wartegelder, Ruhegehälter der Beamten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände und Verſorgung der Hinterbliebenen. 


8 1. 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Geſetzes, betreffend die Anſtellung und 
Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 141) find verpflichtet, die 
Dienſtbezüge ihrer hauptamtlich angeſtellten Beamten, das Wartegeld und Ruhegehalt dieſer 
Beamten und die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen ſo zu regeln, daß die Regelung den für die 
Staatsbeamten geltenden Grundſätzen entſpricht und die Bezüge in keinem Falle höher liegen als 
die Bezüge gleichzubewertender Staatsbeamten. Soweit von den oberſten Landesbehörden für die 
Feſtſetzung derartiger Bezüge Richtlinien aufgeſtellt werden, dürfen die in dieſen Richtlinien vor- 
geſehenen Sätze nicht überſchritten werden. 


(2) Ergeben ſich bei Anwendung der für die Staatsbeamten geltenden Grundſätze über die 
Regelung des Anwärterdienſtalters oder Beſoldungsdienſtalters Härten, مل‎ kann das Verwaltungs- 
organ der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) mit Genehmigung der Auffichtsbehörde ausnahms⸗ 
weiſe das Anwärterdienſtalter oder Beſoldungsdienſtalter anderweit feſtſetzen. Dieſe Vorſchrift 
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findet auch Anwendung, ſoweit das Anwärterdienſtalter oder das Beſoldungsdienſtalter eines noch 
im Dienſte befindlichen Beamten nach dem 1. April 1920 zum Ausgleich von Härten verbeſſert 
worden iſt. 


(3) Zu den Dienſtbezügen im Sinne des Abſ. 1 gehören alle Geldbezüge, die die Beamten 


mit Rückſicht auf ihre hauptamtliche oder nebenamtliche Dienſtleiſtung erhalten, insbeſondere auch 


Dienſtaufwandgelder ſowie Gewinn- und Umſatzanteile an werbenden Betrieben. 


(4) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 finden auf die nach Gemeindebeſchluß (Beſchluß des 
Gemeindeverbandes) den Beamten gleichzuachtenden ſtändig Angeſtellten und Anwärter ent— 
ſprechende Anwendung. 


8 2. 

(1) Über die Regelung der Dienſtbezüge, des Wartegeldes und Ruhegehalts und der Bers 
ſorgung der Hinterbliebenen beſchließt das Verwaltungsorgan der Gemeinde (des Gemeinde⸗ 
verbandes). Anderungen der genannten Bezüge, ebenſo Anderungen der Einreihung der Beamten 
in die Gruppen der Beſoldungsordnung können durch Beſchluß des Verwaltungsorgans erfolgen. 
Dies gilt auch für die Polizeibeamten der Gemeinden und Gemeindeverbände. 


(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auf den Kreisausſchuß entſprechende Anwendung in 
den Fällen, in denen er die Dienſtbezüge von Amts- und Gemeindebeamten feſtzuſetzen hat. 
Aufſichtsbehörde im Sinne des § 1 Abſ. 2, des § 2 Abſ. 3, des 8 Abſ. 1 und des § 4 iſt in dieſen 
Fällen der Regierungspräſident. 

(3) Beſchlüſſe über Anderungen der Bezüge bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 
Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn die Beſchlüſſe den Grundſätzen des § 1 nicht entſprechen 
oder die Bezüge ſoweit herabſetzen, daß dieſe in einem augenfälligen Mißverhältniſſe zu den Bezügen 
gleichzubewertender Staatsbeamten ſtehen würden. Die Entſcheidung des Regierungspräſidenten 
als Aufſichtsbehörde erſter und zweiter Inſtanz ſowie die Entſcheidung des Oberpräſidenten iſt 
endgültig. 


83. 


() Beſoldungsregelungen, die den Grundſätzen des 5 1 nicht entſprechen, hat die Aufſichts— 
behörde zu ändern. 


(2) Gegen die Feſtſetzung einer Anderung durch die Aufſichtsbehörde kann das Verwaltungs- 
organ der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) binnen vier Wochen die Entſcheidung des beim 
Preußiſchen Oberverwaltungsgericht gemäß Artikel VI des Anderungsgeſetzes vom 24. März 1931 
(Geſetzſamml. S. 25) nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend Errichtung eines Landes 
ſchiedsgerichts, vom 24. März 1922 (Geſetzſamml. S. 76) gebildeten Schiedsgerichts anrufen. 

() Die Anrufung des Schiedsgerichts hat keine aufſchiebende Wirkung. 


(4) Der Spruch des Schiedsgerichts ſchafft mit unmittelbarer Wirkung örtliches Be— 
ſoldungsrecht. 


8 4. 

() Das Verwaltungsorgan der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) iſt verpflichtet, un⸗ 
verzüglich nach Inkrafttreten dieſer Verordnung zu prüfen, ob die beſtehende Beſoldungsregelung 
den Grundſätzen des § 1 entſpricht. Iſt dies nicht der Fall, fo iſt die erforderliche Anderung binnen 
vier Wochen nach Inkrafttreten dieſer Verordnung zu beſchließen und der Aufſichtsbehörde mit⸗ 
zuteilen. Wenn das Verwaltungsorgan eine Abänderung der beſtehenden Vorſchriften nicht für 
erforderlich hält, hat es innerhalb derſelben Friſt einen entſprechenden Beſchluß zu faſſen und der 
Aufſichtsbehörde mitzuteilen. 


(2) Die Aufſichtsbehörde hat zu prüfen, ob die Beſoldungsregelung den Grundſätzen des 5 1 
entſpricht. Iſt dies der Fall, ſo hat ſie dies feſtzuſtellen und dem Miniſter des Innern zu berichten. 
Im andern Falle iſt gemäß § 3 Abſ. 1 zu verfahren. 
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8 5. 

() In den Fällen, in denen z. Zt. des Inkrafttretens dieſer Verordnung ein Verlangen der 
Aufſichtsbehörde geſtellt oder ein Verfahren vor der Beſchlußbehörde oder dem Schiedsgericht 
(Artikel VI des Anderungsgeſetzes vom 24. März 1931 — Geſetzſamml. S. 25 — eingeleitet iſt, 
gilt das Verlangen der Aufſichtsbehörde, oder ſoweit bereits eine Entſcheidung der Beſchlußbehörde 
erſter Inſtanz ergangen iſt, dieſe Entſcheidung mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 ab als 
Feſtſetzung. f 

(2) Die vor den Beſchlußbehörden bzw. dem Schiedsgerichte ſchwebenden Verfahren ſind 
erledigt. 
(8) § 3 Abſ. 2 bis 4 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die Friſt für die Anrufung 
des Schiedsgerichts mit dem Tage des Inkrafttretens dieſer Verordnung beginnt. 


8 6. 

Für diejenigen Stelleninhaber, deren Grundgehalt auf Grund der von den oberſten Landes⸗ 
behörden aufgeſtellten Richtlinien ($ 1 Abſ. 1) um mehr als 20 vom Hundert gekürzt wird, bleibt 
die Kürzung des Grundgehalts bis zum 1. Oktober 1932 auf 20 vom Hundert beſchränkt. Die 
reſtliche Kürzung iſt auf die beiden folgenden Jahre gleichmäßig ſo zu verteilen, daß ſie bis zum 
1. Oktober 1934 in vollem Umfange durchgeführt iſt. 


i § 7. 

Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des 
Gemeindebeamtenrechts, vom 8. Juli 1920 (Geſetzſamml. S. 383), des 5 43 des Preußiſchen 
Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223), des Artikels VI des Anderungs⸗ 
geſetzes vom 24. März 1931 (Geſetzſamml. S. 25) ſowie die ſonſtigen den vorſtehenden Vorſchriften 
widerſprechenden Vorſchriften treten außer Kraft. Der § 2 des Polizeibeamtengeſetzes vom 
31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) bleibt unberührt. ل‎ : 


§ 8. 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit dem Tage der Verkündung der Verordnung 
in Kraft. f 


Kapitel III. 
Ausführungsbeſtimmungen. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Teile erlaſſen die zuſtändigen Miniſter. 


Fünfter Teil. 
Gebührenabgabe der Notare. 
8 1. 


Die Notare find verpflichtet, einen Teil der von ihnen für ihre Notariatsgeſchäfte ver- 
einnahmten Vergütung an die Staatskaſſe abzuliefern. 


§ 2, 
Un | 1Y 0 Der Anteil der Staatskaſſe beträgt, 
An 34 J. ſoweit die vereinnahmte Vergütung im Einzelfalle 500 / überfteigt, aber nicht 
4 f. | ) 3 | mehr als 1000 RM beträgt, 5 vom Hundert des 500 RAM überfteigenden Betrags, 
a ſoweit fie 1000 RM überſteigt, aber nicht mehr als 3000 AIC beträgt, außerdem 


10 vom Hundert des 1000 RM überſteigenden Betrags, 
ſoweit fie 3000 / überfteigt, aber nicht mehr als 6000 %%% beträgt, außerdem 
15 vom Hundert des 3000 RA überſteigenden Betrags, : 1175 
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ſoweit fie 6000 AAC überſteigt, aber nicht mehr als 12 000 RAM beträgt, außerdem 
20 vom Hundert des 6000 RM überſteigenden Betrags, 
ſoweit fie 12 000 RM überfteigt, aber nicht mehr als 20 000 RM beträgt, außerdem 
30 vom Hundert des 12 000 „ überſteigenden Betrags, 
ſoweit fie: 20 000 RAM überſteigt, aber nicht mehr als 50 000 AM beträgt, außerdem 
40 vom Hundert des 20 000 RM überſteigenden Betrags, 
ſoweit fie 50 000 RM überſteigt, außerdem 50 vom Hundert des 50 000 N über⸗ 
ſteigenden Betrags. 
(2) Pfennigbeträge find auf volle 10 Reichspfennig aufzurunden. 
(3) Zuſatzgebühren, die nach den 55 51 und 53 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Gefegfamml. 1922 S. 363; 1923 S. 107, 556; 1925 S. 111) oder nach § 6 
der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 404; 1923 S. 107, 
556) erhoben werden, und die Wegegebühr des § 49 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes bleiben 
bei der Berechnung der Höhe des Anteils der Staatskaſſe außer Betracht. 


8 3. 
(1) Auf die Einziehung der Abgabe finden die Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes ſinngemäß Anwendung. 
: (2) Der Landgerichtspräſident, in deſſen Bezirke der Notar ſeinen Amtsſitz hat, kann die vom 
Notar berechnete Abgabe von Amts wegen berichtigen. 
(3) Gegen die Feſtſetzung des Landgerichtspräſidenten ſteht dem Notar die ſofortige Be 
ſchwerde nach Maßgabe des § 25 Abſ. 5 der Gebührenordnung für Notare zu. 


8 4. a 
Die Vorſchriften dieſes Teiles treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. Die 
näheren Anordnungen zu ihrer Ausführung werden von dem Juſtizminiſter erlaſſen. 


Berlin, den 12. September 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Hirtſiefer. Steiger. Höpker Aſchoff. 
2 Schreiber. Schmidt. Grimme. 
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Anlage 
zum Vierten Teile Kapitel II. 
Richtlinien 5 
für die Feſtſetzung der Bezüge von Gemeindebeamten. 
A. 


Stadtgemeinde Berlin. 
I. Zentralverwaltung. 

1. Oberbürgermeiſter. Das Grundgehalt darf den Betrag von 30 000 AM nicht 
überſteigen. 

2. Bürgermeiſter und Stadtkämmerer. Das Grundgehalt iſt höchſtens 
nach dem Satze des Einzelgehalts B 4 (22 000 AM) feſtzuſetzen. 

3. Stadträte. Das Grundgehalt iſt höchſtens nach dem Satze des Einzelgehalts B 7 
(16 000 RM) feſtzuſetzen. 

II. Bezirksämter. 

1. Bürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt höchſtens nach dem Satze des Einzelgehalts 
B 7 (16 000 RM) feſtzuſetzen. 

2. Stadträte alsſtellvertretende Bürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt 
höchſtens nach dem Satze des Einzelgehalts B 9 (14 000 AM) feſtzuſetzen. 

3. Stadträte. Das Grundgehalt iſt höchſtens entſprechend der Beſoldungsgruppe A 1 a 
(840012 600 RM) feſtzuſetzen. 1 


B. 
Städte. 
I. Städte von 400 000 bis 1 000 000 Einwohner. 

1. Oberbürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Einzelgehälter 
B 5 bis B 3 (18 000-24 000 RM) feſtzuſetzen. 

2. Zweite Bürgermeiſter. (Erſter Beigeordneter). Das Grundgehalt 
it nach den Sätzen der Einzelgehälter B 8 bis B 6 (15 000-17 000 RM), regelmäßig aber zwei 
bis drei Gruppen unter dem Oberbürgermeiſter, feſtzuſetzen. 

3. Stadträte (Beigeordnete). 

a) Normalſtellen. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Beſoldungsgruppen 
(6 200-10 600 RM) 
(8 400-19 600 RAN) 

b) Qualifizierte Stellen. Stellen, die gegenüber den ſonſtigen Stellen nach 
ihrem Amtsinhalt und ihrer Bedeutung beſonders hervorgehoben ſind (höchſtens insgeſamt 
3 Stellen), können nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes höher eirgeftuft werden. Die Ein- 
ſtufung darf jedoch den Satz des Einzelgehalts B 9 (14000 AM) nicht überſteigen. 

Die Einſtufung des Kämmerers kann dort, wo es der Organiſation der Gemeindeverwaltung 
entſpricht, der des Zweiten Bürgermeiſters (Erſten Beigeordneten) angeglichen werden. 


A1 e bis A1 a feſtzuſetzen. 


II. Städte von 100 000 bis 400 000 Einwohner. 
1. Oberbürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Einzelgehälter B 8 
bis B 5 (15 000-18 000 AM) feſtzuſetzen. 
2. Zweiter Bürgermeiſter (Erfter Beigeordneter). Das Grundgehalt 
iſt nach den Sätzen der Einzelgehälter B 10 bis B 9 (13 00044 000 AM), regelmäßig aber 
2 bis 3 Gruppen unter dem Oberbürgermeifter, feſtzuſetzen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 35, ausgegeben am 14. 9. 31. 205 


3. Stadträte (Beigeordnete). 
a) Normalſtellen. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Beſoldungsgruppen 
A 2 b bis A 10 (00 —. 8 400 AM) feſtzuſetzert 
(6 200—10 600 AM) 
pb) Qualifizierte Stellen. Stellen, die gegenüber den ſonſtigen Stellen nach 
ihrem Amtsinhalt und ihrer Bedeutung beſonders hervorgehoben find (in der Regel nicht mehr 
als 2), können nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes höher eingeſtuft werden. Die Einſtufung 
darf den Satz des Einzelgehalts B 10 (13 000 RM) nicht überſteigen und muß mindeſtens 
1 Gruppe unter der des Zweiten Bürgermeiſters liegen. 
Die Einſtufung des Kämmerers kann dort, wo es der Organiſation der Gemeindever— 
waltung entſpricht, der des Zweiten Bürgermeiſters (Erſten Beigeordneten) angeglichen werden. 


III. Städte von 50 000 bis 100 000 Einwohner. 


1. Oberbürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Beſoldungs⸗ 


: (8400—12 600 RAM) 
gruppen Ala bis B8 ( 15000 AA) feſtzuſetzen. 
2. Zweiter Bürgermeifter (Erſter Beigeordneter). Das Grundgehalt 
5200 — RM 
iſt nach den Sätzen der Beſoldungsgruppen A 1 e bis B 10.6200. 1 600 7 ا‎ 
: (13000 RM) 


, regelmäßig aber 


2 bis 3 Gruppen unter dem Oberbürgermeiſter, feſtzuſetzen. 
3. Stadträte (Beigeordnete). 


a) Normalſtellen. Das Grundgehalt iſt höchſtens entſprechend der Beſoldungs— 
gruppe A 2 b Zulage bis 120 426070 feſtzuſetzen. 

p) Qualifizierte Stellen. Stellen, die gegenüber den ſonſtigen Stellen nach 
ihrem Amtsinhalt und ihrer Bedeutung beſonders hervorgehoben ſind (nicht mehr als 1 Stelle), 
können nach Maßgabe des fachlichen Bedürfniſſes die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 1 (6200 
10 600 AN) erhalten. Die Einſtufung muß jedoch mindeſtens 1 Gruppe unter der des 
Zweiten Bürgermeiſters (Erſten Beigeordneten) liegen. 

-Die Einſtufung des Kämmerers kann dort, wo es der Organiſation der Gemeindever— 
waltung entſpricht, der des Zweiten Bürgermeiſters (Erſten Beigeordneten) angeglichen werden. 


IV. Städte von 30 000 bis 50 000 Einwohner und kreisfreie Städte. 


1. Oberbürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Beſoldungs— 
gruppen Alc bis B 9 Sr 7 feſtzuſetzen. e 

2. Zweiter Bürgermeiſter (Erſter Beigeordneter). Das Grundgehalt 
iſt im Höchſtfall entſprechend der Beſoldungsgruppe A 1 e (6200 — 10 0 RAM), regelmäßig aber 
2 bis 3 Gruppen unter dem Oberbürgermeiſter, feſtzuſetzen. 

3. Stadträte. 


a) Normalſtellen. Das Grundgehalt iſt höchſtens entſprechend der Beſoldungs— 
gruppe A 2b (ohne Zulagen) (4400-8400 RM) feſtzuſetzen. 

b) Qualifizierte Stellen. Stellen, die gegenüber den ſonſtigen Stellen nach 

ihrem Amtsinhalt und ihrer Bedeutung beſonders hervorgehoben ſind, können nach Maßgabe des 

1 ا‎ 47 N (44008400 RM, 

ſachlichen Bedürfniſſes die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 2b Zulage bis 1200.24) erhalten. Die 


Stelle des Kämmerers ift ſtets in die Zahl der qualifizierten Stellen einzurechnen. 
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V. Kreisangehörige Städte von 10 000 bis 30 000 Einwohner. 

1. Bürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Beſoldungsgruppen 

1 4400 — 8400 AM) 
A 2b bis A1 — tzuſetzen. 

: * (8400—12 600 RA) ſeſtzuſes 

2. Zweiter Bürgermeiſter (Erſter Beigeordneter). Das Grundgehalt 
iſt im Höchſtfall entſprechend der Beſoldungsgruppe A 2 b Slate. 1200 . feſtzuſetzen. 

3. Stadträte. Das Grundgehalt iſt im Höchſtfall entſprechend der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 2 b (ohne Zulagen) (4400-8400 RM) feſtzuſetzen. 


VI. Städte von 2500 bis 10 000 Einwohner. 


Bürgermeiſter. Das Grundgehalt ift nach den Sätzen der Beſoldungsgruppen A 4 b 


۴ (2800—5000 RM) . . 3 
bis A 2b (ohne Zulagen) 4 8400 AM) feſtzuſetzen. 


VII. Städte unter 2500 Einwohner. 

Bürgermeiſter. Das Grundgehalt iſt entſprechend der Beſoldungsgruppe A 4 b 
(28005000 RM, 
Zulage bis 700.2,#) 
hältniſſe aufweiſen, kann unter die Sätze dieſer Beſoldungsgruppe herabgegangen werden. 


feſtzuſetzen. In Städten, die an der unteren Grenze liegen und einfache Ver⸗ 


C. 
Amter und Landgemeinden. 

Beſoldete Bürgermeiſter und Beigeordnete der Amter in der Rheinprovinz und in Weſt⸗ 
falen dürfen keine höhere Beſoldung erhalten als die entſprechenden ſtädtiſchen Beamten in den in 
Frage kommenden Größengruppen. 

Das gleiche gilt für die hauptamtlichen beſoldeten Gemeindevorſtandsbeamten in Land⸗ 
gemeinden, ſoweit nach den Landgemeindeordnungen die Anſtellung derartiger Beamten zuläſſig iſt. 


D. 
Provinzen. 
I. Provinzen mit mehr als 4 Millionen Einwohner. 

1. Landeshauptmann. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Einzelgehälter B 5 
bis B 3 (18 000-24 000 RM) feſtzuſetzen. 

2. Landes räte. 

a) Normalſtellen. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Beſoldungsgruppen Ale 

= (6 200— 10 600 ZA) 
bis Ala (8 40012 600 AA) feſtzuſetzen. 

b) Qualifizierte Stellen. Stellen, die gegenüber den ſonſtigen Stellen nach 
ihrem Amtsinhalt und ihrer Bedeutung beſonders hervorgehoben ſind (2 bis 4 Stellen), können 
nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes höher eingeſtuft werden. Die Einſtufung darf den Satz 
des Einzelgehalts BI (14000 RAM) und für den Erſten Landesrat den des Einzelgehalts B 8 
(45 000 AAC) nicht überſteigen. f 


e) Landesräte bei der Landesverſicherungsanſtalt. Das Grund- 
eng? (4400—8400 RM, 
gehalt iſt im Höchſtfall entſprechend der Beſoldungsgruppe A 2 b Zulage bis 1200 Z.A) feſtzuſetzen. 
Außer dem Vorſitzenden und feinem Stellvertreter, deren Einſtufung den Satz des Einzelgehalts B 9 
(44 000 RM) nicht überſteigen darf, können bis zu 2 Landesratsſtellen höher, wie zu Nr. 2 a, ein- 
geſtuft werden. 
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II. Provinzen mit weniger als 4 Millionen Einwohner. 


1. Landeshauptmann. Das Grundgehalt iſt nach den Sätzen der Einzelgehälter B 6 
bis B3 (17 00024 000 //) feſtzuſetzen. r 

2. Landesräte. 

a) Normalſtellen. Das Grundgehalt ift nach den Sätzen der Beſoldungsgruppen 

: 44 400 
A2b bis A1 c 4200 15500 92.0 feſtzuſetzen. 

b) Qualifizierte Stellen. Stellen, die gegenüber den ſonſtigen Stellen nach 
ihrem Amtsinhalt und ihrer Bedeutung beſonders hervorgehoben ſind (2 bis 4 Stellen), können 
nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes höher eingeſtuft werden. Die Einſtufung darf den Satz 
des Einzelgehalts B 10 (13 000 RAM) und für den Erſten Landesrat den des Einzelgehalts B 9 
(14 000 RA) nicht überſteigen. 


3. Landesräte bei der Landesverſicherungsanſtalt. Das Grundgehalt 
3 ie (4400—8400 RM, 
ift im Höchſtfall entſprechend der Beſoldungsgruppe A 2 b Zulage bis 12007 feſtzuſetzen. 
Außer dem Vorſitzenden und ſeinem Stellvertreter, deren Einſtufung den Satz des Einzelgehalts 
B 10 (13 000 /) nicht überſteigen darf, können bis zu 2 Landesratsſtellen höher, wie zu Nr. 2 a, 
eingeſtuft werden. 


E. 
Zulagen, Aufwandentſchädigungen und Nebenbezüge. 


8 

Ruhegehaltsfähige Zulagen dürfen nur inſoweit bewilligt werden, قله‎ fie zuſammen mit 
dem Grundgehalte nicht das für die einzelnen Beamtenkategorien feſtgeſetzte Höchſtgrundgehalt 
überſteigen. Wo die ſtaatliche Beſoldungsordnung zu einzelnen Beſoldungsgruppen ruhegehalts— 
fähige Zulagen vorſieht, können gleiche Zulagen zu den entſprechenden Beſoldungsgruppen auch 
an die in den Richtlinien genannten Beamten gewährt werden, ſoweit nicht die Gewährung der 
Zulagen ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. 

II. 

Beſondere nichtruhegehaltsfähige Zulagen dürfen den in den Richtlinien genannten Beamten 
nicht gewährt werden. 

II. | 

Aufwandentſchädigungen dürfen nur den Oberbürgermeiftern bzw. den Erſten Bürger⸗ 
meiſtern, den Amtsbürgermeiſtern und Gemeindevorſtehern, ſowie in der Stadtgemeinde Berlin 
dem Oberbürgermeiſter und den Bürgermeiſtern in der Zentralverwaltung gewährt werden. 

Die den Oberbürgermeiſtern bzw. Erſten Bürgermeiſtern, Amtsbürgermeiſtern, Gemeinde⸗ 
vorſtehern und den Landeshauptleuten zufließenden Aufwandentſchädigungen und Nebenbezüge 
für ein Nebenamt oder eine Nebenbeſchäftigung ſowie die Bezüge für ihre mit der amtlichen 
Tätigkeit im Zuſammenhang ſtehende Tätigkeit im Vorſtand, Auflichtsrat oder einem ſonſtigen 
Organ einer Geſellſchaft oder eines Unternehmens dürfen in den ſtädtiſchen Größengruppen I 
und II ſowie für die Landeshauptleute insgeſamt den Betrag von 0 RM, in den ſtädtiſchen 
Größengruppen III und IV den Betrag von 4000 AM, in den folgenden Größengruppen den 
Betrag von 2000 RM nicht überſteigen. 

IV. 

Die den ſonſtigen Gemeindevorſtandsbeamten der Größengruppen 1 bis VII ſowie den 
oberen Beamten der Provinzialverbände zufließenden Nebenbezüge dürfen in den ſtädtiſchen Größen— 
gruppen 1 und II ſowie für die oberen Provinzialbeamten den Betrag von 3200 RM, in den 
ſtädtiſchen Größengruppen III bis VII den Betrag von 1200 AM nicht überſteigen. 


W. 
In beſonders begründeten Ausnahmefällen kann von den Richtlinien für die Nebenbezüge 
zu III und IV abgewichen werden. 
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(Nr. 13645.) Verordnung zur Anderung des Landeswahlgeſetzes. Vom 12. September 1931. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Haushalte von 
Ländern und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 453) wird folgendes verordnet: 


Sl, 
Das Geſetz über die Wahlen zum Preußiſchen Landtage (Landeswahlgeſetz) in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) und des Geſetzes zur Anderung 
des Landeswahlgeſetzes vom 11. April 1928 (Geſetzſamml. S. 55) wird wie folgt geändert: 


In den 55 30, 31 und 32 wird die Zahl „40 000“ durch die Zahl „60 000“ und in den 
$$ 31 und 32 die Zahl „20 000“ durch die Zahl „30 000“ erſetzt. 


8 
Die Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an dem die nächſten Hauptwahlen zum 


Preußiſchen Landtage beſtimmt werden. 


Berlin, den 12. September 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsmimſterium. 
Braun. Severing. Hirtſiefer. Steiger. Höpker Aſchoff. 
Schreiber. Schmidt. Grimme. 
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